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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung der konsolidierten Fassungen des Vertrags über die 
Europäische Union und des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union 

(Amtsblatt der Europäischen Union C 202 vom 7. Juni 2016) 

(2016/C 400/01) 

1. Deckblatt, Seite 2: Der Hinweis für den Benutzer wird durch folgenden Wortlaut ersetzt: 

„HINWEIS FÜR DEN BENUTZER 

Diese Ausgabe enthält die konsolidierte Fassung des Vertrags über die Europäische Union (EUV) und 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) sowie der dazugehörigen Pro­
tokolle und Anhänge mit den Änderungen aufgrund des am 13. Dezember 2007 in Lissabon 
unterzeichneten und am 1. Dezember 2009 in Kraft getretenen Vertrags von Lissabon. In ihr 
sind ferner die der Schlussakte beigefügten Erklärungen enthalten, die auf der Regierungskonferenz 
zur Annahme des Vertrags von Lissabon abgegeben wurden. 

Des Weiteren enthält diese Ausgabe die Änderung, die durch das Protokoll zur Änderung des Pro­
tokolls über die Übergangsbestimmungen, das dem Vertrag über die Europäische Union, dem Vertrag 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union und dem Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaft beigefügt ist, vorgenommen worden ist, die Änderung, die durch die Verordnung 
(EU, Euratom) Nr. 741/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. August 2012 zur 
Änderung des Protokolls über die Satzung des Gerichtshofs der Europäischen Union und seines 
Anhangs I vorgenommen worden ist, sowie die Änderungen, die durch die Beschlüsse 2010/718/EU 
und 2012/419/EU des Europäischen Rates vom 29. Oktober 2010 und vom 11. Juli 2012 zur 
Änderung des Status der Insel Saint-Barthélemy bzw. von Mayotte gegenüber der Europäischen 
Union vorgenommen worden sind. Darüber hinaus enthält diese Ausgabe einen dem Artikel 136 
AEUV hinzugefügten 3. Absatz; die Hinzufügung erfolgte durch den Beschluss 2011/199/EU des 
Europäischen Rates vom 25. März 2011 zur Änderung des Artikels 136 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union hinsichtlich eines Stabilitätsmechanismus für die Mitgliedstaa­
ten, deren Währung der Euro ist, nach Abschluss der Ratifizierungsverfahren durch die Mitglied­
staaten. Zudem enthält diese Ausgabe die durch die Beitrittsakte der Republik Kroatien vorgenom­
menen Änderungen sowie das beigefügte Protokoll zu den Anliegen der irischen Bevölkerung bezüg­
lich des Vertrags von Lissabon, das von allen Mitgliedstaaten ratifiziert worden ist. Ferner enthält 
diese Ausgabe ebenfalls die durch die Verordnung (EU, Euratom) 2015/2422 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2015 zur Änderung des Protokolls über die Satzung 
des Gerichtshofs der Europäischen Union vorgenommenen Änderungen. 

Die vorliegende Ausgabe enthält die Berichtigungen, die bis März 2016 gebilligt worden sind. 

Diese Ausgabe enthält auch die Charta der Grundrechte der Europäischen Union, die am 12. 
Dezember 2007 vom Europäischen Parlament, vom Rat und von der Kommission in Straßburg 
proklamiert wurde (ABl. C 303 vom 14.12.2007, S. 1). Dieser Text beruht unter Anpassungen 
auf der am 7. Dezember 2000 proklamierten Charta und ersetzt sie seit dem 1. Dezember 2009, 
dem Datum des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon. Gemäß Artikel 6 Absatz 1 Unterabsatz 1 
des Vertrags über die Europäische Union ist die im Jahr 2007 proklamierte Charta den Verträgen 
rechtlich gleichrangig.
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Diese Ausgabe soll den Benutzern lediglich eine leichtere Orientierung ermöglichen; ihre Veröffent­
lichung erfolgt ohne Gewähr.“ 

2. Auf Seite 9, Inhalt, wird nach dem Titel vom Protokoll (Nr. 37) der Titel des folgenden Protokolls 
eingefügt: 

„Protokoll (Nr. 38) zu den Anliegen der irischen Bevölkerung bezüglich des Vertrags von 
Lissabon . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 328“ 

3. Seite 54, Artikel 15: 

Anstatt: 

„Artikel 15 

(ex-Artikel 255 EGV) 

(1) Um eine verantwortungsvolle Verwaltung zu fördern und die Beteiligung der Zivilgesellschaft 
sicherzustellen, handeln die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union unter weitest­
gehender Beachtung des Grundsatzes der Offenheit. 

(2) Das Europäische Parlament tagt öffentlich; dies gilt auch für den Rat, wenn er über Entwürfe 
zu Gesetzgebungsakten berät oder abstimmt. 

(3) Jeder Unionsbürger sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohnsitz oder satzungs­
gemäßem Sitz in einem Mitgliedstaat hat das Recht auf Zugang zu Dokumenten der Organe, 
Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, unabhängig von der Form der für diese Dokumente 
verwendeten Träger, vorbehaltlich der Grundsätze und Bedingungen, die nach diesem Absatz fest­
zulegen sind. 

Die allgemeinen Grundsätze und die aufgrund öffentlicher oder privater Interessen geltenden Ein­
schränkungen für die Ausübung dieses Rechts auf Zugang zu Dokumenten werden vom Europäi­
schen Parlament und vom Rat durch Verordnungen gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfah­
ren festgelegt. 

Die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen gewährleisten die Transparenz ihrer Tätigkeit und 
legen im Einklang mit den in Unterabsatz 2 genannten Verordnungen in ihrer Geschäftsordnung 
Sonderbestimmungen hinsichtlich des Zugangs zu ihren Dokumenten fest. 

(4) Dieser Absatz gilt für den Gerichtshof der Europäischen Union, die Europäische Zentralbank 
und die Europäische Investitionsbank nur dann, wenn sie Verwaltungsaufgaben wahrnehmen. 

(5) Das Europäische Parlament und der Rat sorgen dafür, dass die Dokumente, die die Gesetz­
gebungsverfahren betreffen, nach Maßgabe der in Unterabsatz 2 genannten Verordnungen öffentlich 
zugänglich gemacht werden.“ 

muss es heißen: 

„Artikel 15 

(ex-Artikel 255 EGV) 

(1) Um eine verantwortungsvolle Verwaltung zu fördern und die Beteiligung der Zivilgesellschaft 
sicherzustellen, handeln die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union unter weitest­
gehender Beachtung des Grundsatzes der Offenheit.
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(2) Das Europäische Parlament tagt öffentlich; dies gilt auch für den Rat, wenn er über Entwürfe 
zu Gesetzgebungsakten berät oder abstimmt. 

(3) Jeder Unionsbürger sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohnsitz oder satzungs­
gemäßem Sitz in einem Mitgliedstaat hat das Recht auf Zugang zu Dokumenten der Organe, 
Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, unabhängig von der Form der für diese Dokumente 
verwendeten Träger, vorbehaltlich der Grundsätze und Bedingungen, die nach diesem Absatz fest­
zulegen sind. 

Die allgemeinen Grundsätze und die aufgrund öffentlicher oder privater Interessen geltenden Ein­
schränkungen für die Ausübung dieses Rechts auf Zugang zu Dokumenten werden vom Europäi­
schen Parlament und vom Rat durch Verordnungen gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfah­
ren festgelegt. 

Die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen gewährleisten die Transparenz ihrer Tätigkeit und 
legen im Einklang mit den in Unterabsatz 2 genannten Verordnungen in ihrer Geschäftsordnung 
Sonderbestimmungen hinsichtlich des Zugangs zu ihren Dokumenten fest. 

Dieser Absatz gilt für den Gerichtshof der Europäischen Union, die Europäische Zentralbank und die 
Europäische Investitionsbank nur dann, wenn sie Verwaltungsaufgaben wahrnehmen. 

Das Europäische Parlament und der Rat sorgen dafür, dass die Dokumente, die die Gesetzgebungs­
verfahren betreffen, nach Maßgabe der in Unterabsatz 2 genannten Verordnungen öffentlich zugäng­
lich gemacht werden.“ 

4. Auf Seite 328 wird das folgende Protokoll eingefügt: 

„PROTOKOLL (Nr. 38) 
ZU DEN ANLIEGEN DER IRISCHEN BEVÖLKERUNG BEZÜGLICH DES 

VERTRAGS VON LISSABON 

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN — 

UNTER HINWEIS AUF den Beschluss der im Europäischen Rat auf seiner Tagung vom 18. und 
19. Juni 2009 vereinigten Staats- und Regierungschefs der 27 Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union zu den Anliegen der irischen Bevölkerung bezüglich des Vertrags von Lissabon, 

UNTER HINWEIS AUF die Erklärung der im Europäischen Rat auf seiner Tagung vom 18. und 
19. Juni 2009 vereinigten Staats- und Regierungschefs, dass sie zum Zeitpunkt des Abschlusses 
des nächsten Beitrittsvertrags die Bestimmungen des genannten Beschlusses in ein Protokoll aufneh­
men würden, das nach Maßgabe ihrer jeweiligen verfassungsrechtlichen Vorschriften dem Vertrag 
über die Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union bei­
gefügt wird, 

IN ANBETRACHT der Unterzeichnung des Vertrags zwischen den Hohen Vertragsparteien und der 
Republik Kroatien über den Beitritt der Republik Kroatien zur Europäischen Union durch die Hohen 
Vertragsparteien —
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SIND über folgende Bestimmungen ÜBEREINGEKOMMEN, die dem Vertrag über die Europäische 
Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union beigefügt werden: 

TITEL I 

RECHT AUF LEBEN, FAMILIE UND BILDUNG 

Artikel 1 

Weder die Bestimmungen des Vertrags von Lissabon, die der Charta der Grundrechte der Europäi­
schen Union Rechtsstatus verleihen, noch die Bestimmungen dieses Vertrags im Bereich der Freiheit, 
der Sicherheit und des Rechts berühren in irgendeiner Weise den Geltungsbereich und die Anwend­
barkeit des Schutzes des Rechts auf Leben nach den Artikeln 40.3.1, 40.3.2 und 40.3.3, des Schutzes 
der Familie nach Artikel 41 und des Schutzes der Rechte in Bezug auf Bildung nach den Artikeln 42, 
44.2.4 und 44.2.5 der Verfassung Irlands. 

TITEL II 

STEUERWESEN 

Artikel 2 

Durch den Vertrag von Lissabon erfolgt für keinen Mitgliedstaat irgendeine Änderung in Bezug auf 
den Umfang und die Ausübung der Zuständigkeiten der Europäischen Union im Bereich der Steuer­
politik. 

TITEL III 

SICHERHEIT UND VERTEIDIGUNG 

Artikel 3 

Die Union lässt sich bei ihrem Handeln auf internationaler Ebene von den Grundsätzen der Demo­
kratie, der Rechtsstaatlichkeit, der universellen Gültigkeit und Unteilbarkeit der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, der Achtung der Menschenwürde, den Grundsätzen der Gleichheit und der Solida­
rität sowie der Achtung der Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen und des Völkerrechts 
leiten. 

Die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik ist integraler Bestandteil der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik und sichert der Union eine Operationsfähigkeit, so dass sie Missionen 
außerhalb der Union zur Friedenssicherung, Konfliktverhütung und Stärkung der internationalen 
Sicherheit in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen durchführen 
kann. 

Sie berührt weder die Sicherheits- und Verteidigungspolitik der einzelnen Mitgliedstaaten, einschließ­
lich Irlands, noch die Verpflichtungen irgendeines Mitgliedstaats. 

Der Vertrag von Lissabon berührt oder beeinträchtigt nicht Irlands traditionelle Politik der militäri­
schen Neutralität.
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Es ist Sache der Mitgliedstaaten — einschließlich Irlands, das im Geiste der Solidarität und unbe­
schadet seiner traditionellen Politik der militärischen Neutralität handelt —, zu bestimmen, welche 
Art von Hilfe oder Unterstützung sie einem Mitgliedstaat leisten, der von einem Terroranschlag oder 
einem bewaffneten Angriff auf sein Hoheitsgebiet betroffen ist. 

Ein Beschluss über den Übergang zu einer gemeinsamen Verteidigung erfordert einen einstimmigen 
Beschluss des Europäischen Rates. Es wäre Sache der Mitgliedstaaten, einschließlich Irlands, nach 
Maßgabe des Vertrags von Lissabon und ihrer jeweiligen verfassungsrechtlichen Vorschriften zu 
entscheiden, ob der Beschluss zu einer gemeinsamen Verteidigung gefasst wird. 

Dieser Titel berührt oder präjudiziert in keiner Weise die Haltung oder Politik anderer Mitgliedstaaten 
im Bereich der Sicherheit und Verteidigung. 

Es ist auch Sache jedes einzelnen Mitgliedstaates, nach Maßgabe des Vertrags von Lissabon und 
etwaiger innerstaatlicher Rechtsvorschriften zu entscheiden, ob er an der Ständigen Strukturierten 
Zusammenarbeit teilnimmt oder sich an der Europäischen Verteidigungsagentur beteiligt. 

Der Vertrag von Lissabon sieht weder die Schaffung einer europäischen Armee noch die Einberufung 
zu irgendeinem militärischen Verband vor. 

Er berührt nicht das Recht Irlands oder eines anderen Mitgliedstaates, Art und Umfang seiner Ver­
teidigungs- und Sicherheitsausgaben sowie die Art seiner Verteidigungsfähigkeit zu bestimmen. 

Es ist Sache Irlands und jedes anderen Mitgliedstaats, nach Maßgabe etwaiger innerstaatlicher Rechts­
vorschriften einen Beschluss über eine etwaige Teilnahme an Militäroperationen zu fassen. 

TITEL IV 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 4 

Dieses Protokoll liegt bis zum 30. Juni 2012 zur Unterzeichnung durch die Hohen Vertragsparteien 
auf. 

Dieses Protokoll wird durch die Hohen Vertragsparteien sowie von der Republik Kroatien, falls das 
Protokoll im Zeitpunkt des Beitritts der Republik Kroatien zur Europäischen Union noch nicht in 
Kraft getreten ist, im Einklang mit ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften ratifiziert. Die Ratifika­
tionsurkunden werden bei der Regierung der Italienischen Republik hinterlegt. 

Dieses Protokoll tritt wenn möglich am 30. Juni 2013 in Kraft, sofern alle Ratifikationsurkunden 
hinterlegt worden sind, oder andernfalls am ersten Tag des auf die Hinterlegung der Ratifikations­
urkunde durch den letzten Mitgliedstaat folgenden Monats.
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Artikel 5 

Dieses Protokoll ist in einer Urschrift in bulgarischer, dänischer, deutscher, englischer, estnischer, 
finnischer, französischer, griechischer, irischer, italienischer, lettischer, litauischer, maltesischer, nieder­
ländischer, polnischer, portugiesischer, rumänischer, schwedischer, slowakischer, slowenischer, spa­
nischer, tschechischer und ungarischer Sprache abgefasst, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen ver­
bindlich ist; es wird im Archiv der Regierung der Italienischen Republik hinterlegt; diese übermittelt 
der Regierung jedes anderen Mitgliedstaats eine beglaubigte Abschrift. 

Sobald die Republik Kroatien gemäß Artikel 2 der Akte über die Bedingungen des Beitritts der 
Republik Kroatien durch dieses Protokoll gebunden ist, wird der kroatische Wortlaut dieses Pro­
tokolls, der gleichermaßen verbindlich ist wie die in Absatz 1 genannten Wortlaute, im Archiv der 
Regierung der Italienischen Republik hinterlegt; diese übermittelt der Regierung jedes anderen Mit­
gliedstaats eine beglaubigte Abschrift.“
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